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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Carola Ensslen, Sabine Boeddinghaus, Deniz Celik,  
Olga Fritzsche, Norbert Hackbusch, Stephan Jersch, Cansu Özdemir,  

Dr. Stephanie Rose, David Stoop, Heike Sudmann und Insa Tietjen (DIE LINKE) 

Betr.: Bundeshaushalt – wer heute kürzt, zahlt morgen drauf! 
Beratungsangebote und gesundheitliche Versorgung für Geflüchtete 
stärken statt kürzen! 

Nach der Ankunft in Deutschland begegnen Geflüchtete zahlreichen Herausforderun-
gen. Eine Orientierung ist essenziell, um den Anforderungen der hiesigen Bürokratie 
gerecht werden zu können und um Zugang zu passgenauen Angeboten für Spracher-
werb, Arbeit und Ausbildung zu erhalten. Die Versorgung der gesundheitlichen Folgen 
von Flucht und Vertreibung ist zudem ein Gebot der Menschlichkeit und eine Voraus-
setzung für die Integration geflüchteter Menschen. 

Bei den für diese Aufgaben vorgesehenen Mitteln gibt es im aktuellen und in dem  
Bereich wohl auch nach der Einigung in der Ampelkoalition bestehen bleibenden Ent-
wurf des Bundeshaushalts 2024 weitreichende Kürzungen. Der gesellschaftliche Bedarf 
für die Migrationsberatung, für die Asylverfahrensberatung und die psychosoziale  
Betreuung Geflüchteter ist jedoch gestiegen und nicht gesunken. Die Migrationsbera-
tung für Erwachsene zielt darauf ab, zugewanderte Personen bei ihrer sprachlichen, 
beruflichen und sozialen Integration zu unterstützen. Die Asylverfahrensberatung trägt 
dazu bei, verbesserte Teilhabe am komplexen Asylverfahren zu ermöglichen und Kla-
gen zu vermeiden. Die psychosoziale Betreuung Geflüchteter schafft Linderung bei der 
Verarbeitung traumatischer Erlebnisse bei Flucht und Vertreibung.  

Nach dem Stand der letzten Bereinigungssitzung des Bundeshaushaltsausschusses 
werden die Mittel für die Asylverfahrensberatung um 37,5 Prozent, die Mittel für die 
psychosoziale Betreuung um 23,5 Prozent und die Mittel für die Migrationsberatung für 
Erwachsene um rund 5 Prozent gekürzt. Nach der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Klima- und Transformationsfonds (KTF) und öffentlichen Äußerun-
gen aus der Ampelkoalition ist eine Aufstockung der Mittel derzeit nicht zu erwarten. Bei 
der Asylverfahrensberatung ist eine Kofinanzierung des Landes von 7 Prozent der Mittel 
vorgesehen. In absoluten Zahlen handelt es sich für Hamburg nur um einen geringen 
Anteil von circa 20.000 Euro. Doch wurden diese Mittel von der Freien und Hansestadt 
Hamburg immer noch nicht ausgeschüttet, obwohl die Träger ihrem gesetzlichen Auf-
trag, Asylverfahrensberatungen anzubieten, bereits seit einigen Monaten nachkommen.  

Vor dem Hintergrund der zentralen Bedeutung dieser Beratungsleistungen sind die Kür-
zungen eine Katastrophe für das Gelingen von Integration migrantisierter Menschen in 
Hamburg. Die Leidtragenden sind in erster Linie die Migrant*innen selbst. Doch die Fol-
gen tragen alle Hamburger*innen, wenn ein wesentlicher Teil der Bevölkerung von  
gesundheitlicher Unterversorgung, fehlender Anbindung an sprachliche und berufliche 
Angebote und rechtlicher Orientierungslosigkeit betroffen ist. 

Nicht zuletzt hängen an den erbrachten Leistungen auch Beschäftigungsverhältnisse 
bei den Trägern, die die Versorgung bereitstellen, unter anderem bei Diakonie, Caritas 
und Flüchtlingszentrum. Sie müssen nun gerade erst eingestelltes und frisch eingear-
beitetes Personal entlassen und können nur familienunfreundliche kurzfristige Verträge 
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anbieten. Die vorläufige Haushaltsführung auf Bundesebene verschärft die Situation. 
Die Arbeit in den Beratungsstellen ist somit prekär. Und auch für die Träger ist es eine 
Verschwendung ihrer Ressourcen. Sie verlieren nun gut eingearbeitetes Personal, weil 
die Anschlussfinanzierung fehlt oder sie nur unattraktive Kurzzeitverträge ohne echte 
Perspektive anbieten können.   

Der Hamburger Senat darf sich nicht mit Verweis auf den Bund aus der eigenen Ver-
antwortung für das Wohlergehen von Hamburger*innen zurückziehen. Die Daseinsvor-
sorge auch für geflüchtete Neu-Hamburger*innen ist Aufgabe der Stadt. Und das Geld 
im Hamburger Haushalt ist da. Viele Rücklagen im Haushalt sind auf dem Rücken von 
Geflüchteten und Migrant*innen entstanden, etwa durch Einsparungen für die nicht  
besetzten Stellen im Referat für Asylbewerberleistungen (die Stellenbesetzungsquote 
liegt aktuell nur bei 68,53 Prozent) oder beim Allgemeinen Sozialen Dienst.  

Bei der Integration und Versorgung Geflüchteter gilt: Wer heute spart, zahlt morgen 
drauf! 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert, 

1. zunächst im Rahmen des laufenden Haushalts Mittel in bedarfsdeckender Höhe im 
Bereich der Integrationsleistungen, insbesondere für die Migrationsberatung für  
Erwachsene, die Asylverfahrensberatung und die psychosoziale Betreuung  
Geflüchteter, bereitzustellen; 

2. im Rahmen der Aufstellung des Doppelhaushalts 2025/2026 eine den gesellschaft-
lichen Aufgaben gerecht werdende Finanzierung im Bereich der Integrationsleis-
tungen einzuplanen;  

3. zu diesem Zweck mit den Trägern der Integrationsleistungen Gespräche über die 
Bedarfe zu führen; 

4. der Bürgerschaft bis zum 31.05.2024 zu berichten. 


